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,, Fragen, die ich
schon in

Deutschland nicht
beantworte, beantworte
ich auch in Burkina Faso
nicht. Wir haben eine
Regierung, wir habe eine
große Koalition und wir
haben eine
Bundeskanzlerin. ‘‘ Außenminister Frank-Walter

Steinmeier (SPD) in
Ouagadougou auf die Frage eines
burkinischen Journalisten, ob er

jetzt mit dem künftigen
Bundeskanzler spreche

ZITAT 

Sprachrohre wechselvoller Pressefreiheit
Sonderausstellung in Aachen zeigt Tageszeitungen ethnischer Minderheiten in Europa

Aachen (D) – Europäische Ta-
geszeitungen in Minderheiten
und Regionalsprachen stehen
im Mittelpunkt einer Sonder-
ausstellung des Internationa-
len Zeitungsmuseums (IMZ) in
Aachen. Noch bis zum 29. Fe-
bruar wird eine Auswahl ak-
tueller Tageszeitungen ethni-
scher Minderheiten in Europa
im IMZ ausgestellt.

Von Günther Rautz
Besonderes Augenmerk legt

die Ausstellung auf die über 30
Mitglieder der Europäischen
Vereinigung von Minderheiten-
tageszeitungen (MIDAS) mit
Sitz an der EURAC in Bozen.

Die außergewöhnliche Spra-
chenvielfalt von Finnland bis
Spanien und Nordirland bis
Rumänien dokumentieren un-
ter anderen die schwedische
Zeitung „Hufvudstadsbladet“
aus Finnland, die dänische Zei-
tung „Flensborg Avis“ sowie
die sorbische Zeitung „Serbske
Nowiny“ aus Deutschland, die
slowenische Zeitung „Promor-
ski Dnevnik“ aus Triest, die
ungarische Zeitung „Bihari
Naplo“ aus Rumänien oder die
katalanische Zeitung „Segre“
aus Spanien.

Die nördlichste und südlich-
ste deutschsprachige Tageszei-
tung, „Der Nordschleswiger“

aus Dänemark bzw. „Dolomi-
ten“ aus Südtirol werden eben-
so ausgestellt wie die Samm-
lung weiterer deutschsprachi-
ger Zeitungen aus aller Welt.

Einen historischer Streifzug
durch 400 Jahre Zeitungsge-
schichte offenbaren außerdem
zwölf Vitrinen, darunter 190
deutsche und internationale
Blätter – vom frühen 17. Jahr-
hundert bis in unsere Tage.

Zu den Exoten im IZM zäh-
len zweifellos der handge-
schriebene „The Buster“ von
1892 aus Afrika, die chinesi-
sche Illustrierte „Hua Pao“ von
1885 aus Schanghai und Zei-
tungen in armenischer, Bantu-
oder Maori-Sprache. Aus der
deutschen Geschichte sind u.a.
die Revolution 1848/49, die
Weimarer Republik, die beiden
Weltkriege und die Wiederver-
einigung ausführlich doku-
mentiert.

Diese weltweit größte
Sammlung von Exponaten der
internationalen Presse wurde
von Oskar von Forckenbeck
(1822–1898), Privatgelehrter
und Herausgeber, in jahrelan-
ger akribischer Kleinarbeit zu-
sammengetragen und nach sei-
nem Tod der Stadt Aachen ver-

macht. Sein 80.000 Zeitungen
umfassendes Vermächtnis
diente als Grundstock für das
Aachener Zeitungsmuseum.
Das heute 180.000 Zeitungen
umfassende IZM der Stadt Aa-
chen stellt unter anderem die
überhaupt als erste Zeitung im
Jahr 1605 erschienene
Straßburger „Relation“ aus,
aber auch Kurioses wie die
kleinste Zeitung der Welt, die
brasilianische „Vossa senho-
ria“ ist zu finden.

Einige Erst-, Jubiläums- und
Sonderausgaben sind zugleich
zeitgeschichtliche Dokumente
wie Emile Zolas flammender
Artikel zur Dreyfus-Affäre
„J’Accuse…!“ aus der franzö-
sischen Zeitung „L’Aurore“.

Pressefreiheit als
elementares Recht

Wie ein roter Faden durch die
Ausstellung zieht sich die
wechselvolle Geschichte der
Pressefreiheit, eines elementa-
ren Grundrechts für Demokra-
tie und Menschenrechte. Die-
sen Faden setzen die Minder-
heitenzeitungen als Sprach-
rohr oft ungehörter Angehöri-
ger von Minderheiten fort.

MINDERHEITEN IN EUROPA

Dieses Plakat weist auf die
Sonderausstellung hin – zum
Schwerpunkt Minderheitenta-
geszeitungen in Europa. „D“ 

Trauer um Großmeister und Fürst des
Souveränen Malteser Ritterordens

Rom (APA) – Der auf Lebens-
zeit gewählte Großmeister und
Fürst des Souveränen Malteser
Ritterordens Frá Andrew
Willoughby Ninian Bertie, ist
in Rom gestorben. Der 1929 in
London geborene britische Ho-
charistokrat und Gelehrte war
der erste nichtitalienische
Großmeister seit eineinhalb
Jahrhunderten. 

Bertie entstammte der gräf-
lichen Familie Lindsay und
mütterlicherseits dem einsti-
gen katholischen Königshaus
Stuart. Seit 1988 war Bertie der
78. Großmeister als Nachfolger
des Fürsten Fra Angelo de Mo-
jana die Cologna.

Bertie war Historiker, Orien-
talist und Tibet-Forscher.

Der Großmeister des Sou-
veränen Malteser Ritterordens
residiert in Rom und ist kir-
chenrechtlich einem Kardinal
gleichgestellt. Er hat den pro-
tokollarischen Rang eines
Staatsoberhauptes mit dem
Anspruch auf die Anrede „Ho-
heit und Eminenz“.

Der Souveräne Malteser Rit-
terorden – mit vollem Namen
„Souveräner Ritterorden vom
Hospital des hl. Johannes zu
Jerusalem, genannt von Rho-
dos, genannt von Malta“ – ist
ein religiöser Ritterorden mit
rund 12.000 Mitgliedern und
zugleich ein Völkerrechtssub-
jekt mit diplomatischen Ver-
tretungen. Er ist auf allen Kon-
tinenten im humanitären und
karitativen Bereich tätig.

Auch die Delegation Bozen
Südtirol des Souveränen Mal-
teser Ritterorden (SMRO) trau-
ert um ihren Großmeister. Am
30. Jänner 1997 wurde die De-
legation Bozen Südtirol des
SMRO gegründet. Frá Andrew
Willoughby Ninian Bertie be-
suchteSüdtirol und die neue
Delegation Mitte Juni 1997.

In Österreich ist der Mal-
teser-Hospitaldienst mit rund
1000 ausschließlich ehrenamt-
lichen Mitgliedern das wich-
tigste Hilfswerk des Ordens,
der auch in Alten- und Kran-
kenbetreuung tätig ist. Reuters 

Aborigines vor dem Parlamentsgebäude: Die Ureinwohner, die seit 40.000 Jahren in Australien leben, sind heute eine benachteiligte
Randgruppe der australischen Gesellschaft. Sie wurden von den ersten Siedlern aus ihren Stammesgebieten verdrängt. Foto: Reuters
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„Sorry“ an Australiens Aborigines
Regierung entschuldigt sich nach Jahrzehnten der Diskriminierung – Ruf nach Geld

Sydney (dpa) – Die australische
Regierung hat sich nach Jahr-
zehnten brutaler Diskriminie-
rungspolitik bei den Urein-
wohnern entschuldigt.

Labour-Premierminister
Kevin Rudd sprach gestern bei
der Parlamentseröffnung von
einem ersten Schritt, um Fehler
der Vergangenheit wieder gut
zu machen. Er revidierte damit
die seit Jahrzehnten unver-
söhnliche Politik der von
Weißen dominierten Regierun-
gen. Die konservative Vorgän-
gerregierung hatte eine Ent-
schuldigung elf Jahre verwei-
gert. Aborigine-Verbände ver-
langten mehr. „Nach der Ent-
schuldigung werden wir vom
Parlament Kompensations-
zahlungen fordern“, sagte Les
Malezer, Sprecher eines Urein-
wohnerverbandes, im Vorfeld.
Das hat Rudd aber ausge-
schlossen.

Die Regierung richtet sich
mit der Entschuldigung an die
sogenannten „gestohlenen Ge-
nerationen“ – Ureinwohner, die
ihren Familien über Genera-
tionen bis in die 70er Jahre
zwangsweise genommen und in
weißen Waisenheimen oder
Pflegefamilien aufgezogen
wurden. Sie sollten entweder
assimiliert oder als willige

Hausangestellte für eine weiße
Elite erzogen werden.

„Wir entschuldigen uns für
den Schmerz, das Leid und die
Kränkung dieser gestohlenen
Generationen, ihrer Nachfah-
ren und der betroffenen Fa-
milien“, heißt es in der Er-
klärung, die Premierminister
Kevin Rudd heute im Parla-
ment verlesen wollte. „Wir ent-
schuldigen uns bei den Müttern
und Vätern, den Brüdern und
Schwestern, weil die Familien

und Gemeinden zerrissen wur-
den. Wir entschuldigen uns für
die Erniedrigung und Demü-
tigung, die einem stolzen Volk
und einer stolzen Kultur damit
zugefügt wurden.“

Auf seine Einladung ging der
Parlamentseröffnung erstmals
eine Willkommenszeremonie
der Ureinwohner voraus. Ver-
treter tanzten traditionell mit
weißem Schlamm bemalt im
Parlamentsgebäude in Canber-
ra und bliesen auf Didgeridoos,

den aus einem hohlen Stamm
geformten Instrumenten.

500.000 der 21 Millionen Au-
stralier bezeichnen sich als Ur-
einwohner. Unter ihnen sind
Krankheiten, Kriminalität,
und Alkohol- und Kindesmiss-
brauch weit stärker verbreitet
als im Durchschnitt der Be-
völkerung. Die Ureinwohner
würden durch zu knappe Mittel
für Bildung und Gesundheit bis
heute systematisch diskrimi-
niert, sagen Fürsprecher.

Australiens
Premier Kevin
Rudd (rechts)
und
Oppositions-
führer
Brendan
Nelson (links)
bei der
Willkommens -
zeremonie der
Ureinwohner
im Parlament.
Foto: Reuters

Freiburger Erzbischof Robert Zollitsch
ist neuer Vorsitzender der Bischöfe

Würzburg (dpa) – Der Frei-
burger Erzbischof Robert Zol-
litsch (Foto) wird neuer Vor-
sitzender der Deutschen Bi-
schofskonferenz (DBK). Der 69
Jahre alte Nachfolger von Kar-
dinal Karl Lehmann steht als
höchster Repräsentant der ka-
tholischen Kirche in Deutsch-
land für Kontinuität. Zollitsch
will sich ebenso wie Lehmann
für das Vorankommen der

Ökumene einsetzen. Dass beide
christlichen Kirchen „gemein-
sam Zeugnis abgeben“, sei für
die Zukunft extrem wichtig,
sagte Zollitsch in seiner Dan-
kesrede gestern in Würzburg.
Zuvor hatten sich die 69 ka-
tholischen Bischöfe im dritten
Wahlgang mit einfacher Mehr-
heit für ihn entschieden. Zol-
litsch ist für sechs Jahre ge-
wählt. 

Auch die Evangelische Kir-
che in Deutschland (EKD) setzt
auf Zollitsch. „Ich bringe Ihnen
gegenüber ganz offen meine
Hoffnung zum Ausdruck, dass
wir miteinander die über die
zurückliegenden Jahrzehnte
guten und gefestigten öku-
menischen Begegnungen zwi-
schen unseren Kirchen fortfüh-
ren und weiterentwickeln kön-
nen“, schrieb der EKD-Rats-
vorsitzende, Bischof Wolfgang
Huber.

Der Mainzer Bischof Leh-
mann (71) gibt das Spitzenamt
aus gesundheitlichen Gründen
nach über 20 Jahren am Sonn-
tag (17. Februar) auf. APA/epa 

STICHWORT 

Aborigines 
Hamburg (dpa) – Die Urein-
wohner Australiens werden
Aborigines genannt. Sie gehö-
ren zu den ältesten Völkern der
Erde. Seit etwa 50.000 Jahren
leben sie auf dem fünften Kon-
tinent. Heute rechnen sich rund
500.000 der 21 Millionen Ein-
wohner Australiens zu den
Aborigines. Sie sind sozial
stark benachteiligt. Ihre durch-
schnittliche Lebenserwartung
ist um 17 Jahre niedriger als die
ihrer Landsleute. Auch von Ar-
mut, Alkoholismus, Krankheit

und Arbeitslosigkeit sind sie
stärker betroffen als andere Be-
völkerungsgruppen. Erst 1967
erhielten die Ureinwohner das
Wahlrecht. Bis dahin wurde
jahrzehntelang eine Politik der
Zwangsassimilierung betrie-
ben. Rund 70.000 Kinder wur-
den ihren Eltern fortgenom-
men und entweder von Weißen
adoptiert oder in Heime ge-
steckt. Aborigines-Verbände
fordern seit Jahrzehnten finan-
zielle Entschädigungen für die
Menschenrechtsverletzungen. 
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